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Amtsblatt 
des Landkreises Altötting 

__________________________________________________________________________________ 

2022     Donnerstag, 30. Juni 2022         Nr. 26 
__________________________________________________________________________________ 

 

I n h a l t 
 

 
Vollzug des Bundes-Bodenschutzgesetzes und des Abfallrechts; 

Rücknahme der Allgemeinverfügung zum Umgang mit PFOA-belastetem Bodenaushub im 
festgesetzten Gebiet mit erhöhten Schadstoffgehalten 

 
 

Einwohnerzahlen am 31. Dezember 2021 
 
 

Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) und des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG); 

Vorhaben der Firma Wacker Chemie AG, Werk Burghausen: 
L 07 – VAE-Anlage (1021) Errichtung und Betrieb Konti-Polymerisationslinie 

 

 
Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) und des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG); 
Vorhaben der Firma Wacker Chemie AG, Werk Burghausen: 

E 26 – Phenylharzanlage (1001) Ausbau MQ Harze, LP307, 307b, 307c 
 

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 
Vollzug des Bundes-Bodenschutzgesetzes und des Abfallrechts; 
Rücknahme der Allgemeinverfügung zum Umgang mit PFOA-belastetem 
Bodenaushub im festgesetzten Gebiet mit erhöhten Schadstoffgehalten 
 
 
Das Landratsamt Altötting erlässt auf Grundlage von Art. 95 Abs. 2 LkrO nach Art 48 Abs. 1 
des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) in Verbindung mit Art. 10 
Abs. 2 Satz 1 des Bayerischen Gesetzes zur Ausführung des Bundes-Bodenschutzgesetzes 
(Bayerisches Bodenschutzgesetz – BayBodSchG) i. V. m. Nr. 3.3.1 der 
Verwaltungsvorschrift zum Vollzug des Bodenschutz- und Altlastenrechts in Bayern 
(BayBodSchVwV) sowie in Verbindung mit Art. 3 Abs. 1 Nr. 1 BayVwVfG folgende 
 
 

Allgemeinverfügung: 
 

1. Die mit Amtsblatt des Landkreises Altötting vom 20.08.2021 bekannt gemachte 
Allgemeinverfügung zum Umgang mit PFOA-belastetem Bodenaushub im 
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festgesetzten Gebiet mit erhöhten Schadstoffgehalten wird mit Wirkung für die 
Zukunft zurückgenommen. 

 
2. Diese Allgemeinverfügung tritt am 01.07.2022 in Kraft. 

 
 

Hinweise: 
 
Einer Begründung der Allgemeinverfügung bedarf es gemäß Art 39 Abs. 2 Nr. 5 BayVwVfG 
nicht, wenn diese öffentlich bekannt gegeben wird. 
 
Die Allgemeinverfügung mitsamt Begründung liegen ab dem 01.07.2022 für den Zeitraum 
von 2 Monaten im Landratsamt Altötting, Abteilung 2 Umwelt –Recht und Technik, Stabstelle 
Bodenschutz, Außenstelle Bahnhofstr. 13, 84503 Altötting, Zimmer SE02, aus. Eine 
Einsichtnahme ist während der üblichen Geschäftszeiten nach vorherigen Anmeldung unter 
Tel. 08671/502-726 oder per E-Mail unter andreas.hüttl@lra-aoe.de, möglich. 
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage beim  
 

Bayerischen Verwaltungsgericht München 
Postfachanschrift: Postfach20 05 43, 80005 München, 

Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München, 
 
schriftlich, zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle oder elektronisch in 
einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form dieses Gerichts erhoben werden.  
 
Die Klage kann beim Bayerischen Verwaltungsgericht München auch elektronisch nach 
Maßgabe der Internetpräsenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu 
entnehmenden Bedingungen erhoben werden.  
 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des 
Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur 
Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, die angefochtene 
Allgemeinverfügung soll in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 
 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
 

- Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und 
entfaltet keine rechtliche Wirkung. Nähere Informationen zur elektronischen 
Klageerhebung sind der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(www.vgh.bayern.de) zu entnehmen. 

- Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen 
grundsätzlich elektronisch einreichen. 

- Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge 
der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig. 

 
 
Altötting, 30.06.2022 
 
 
Erwin Schneider 
Landrat 

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
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Nr. 31 – Az. 0132.1/2 
 
Einwohnerzahlen am 31. Dezember 2021 
 
Das Bayerische Landesamt für Statistik hat mit Schreiben vom 22. Juni 2022 das 
Verzeichnis der Gemeinden des Landkreises Altötting mit den auf Basis „Zensus 2011“ 
fortgeschriebenen Einwohnerzahlen zum Stand 31. Dezember 2021 übermittelt: 
 

Gde.-Schlüssel Gemeinde Einwohner 
insgesamt 

  
    

171111 Altötting, St   12 983    

171112 Burghausen, St   18 862    

171113 Burgkirchen a.d.Alz   10 710    

171114 Emmerting     4 079    

171115 Erlbach     1 214    

171116 Feichten a.d.Alz     1 251    

171117 Garching a.d.Alz     8 702    

171118 Haiming     2 522    

171119 Halsbach     1 051    

171121 Kastl     2 830    

171122 Kirchweidach     2 676    

171123 Marktl, M     2 802    

171124 Mehring     2 411    

171125 Neuötting, St     8 817    

171126 Perach     1 309    

171127 Pleiskirchen     2 462    

171129 Reischach     2 650    

171130 Stammham     1 026    

171131 Teising     1 836    

171132 Töging a.Inn, St     9 407    

171133 Tüßling, M     3 375    

171134 Tyrlaching     1 069    

171135 Unterneukirchen     3 325    

171137 Winhöring     4 747    

     

 
Landkreis Altötting 112 116  

 
Die Einwohnerzahl am 31. Dezember 2021 ist gemäß § 1 Abs. 1 Satz 1 der Verordnung zur 
Durchführung des Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen Staat, Gemeinden und 
Gemeindeverbänden (Bayerische Durchführungsverordnung Finanzausgleichsgesetz - 
FAGDV) vom 19. Juli 2002 (GVBl. S. 418, BayRS 605-10-F), zuletzt geändert durch § 2 des 
Gesetzes vom 22. April 2022 (GVBl. S. 150), auch für die Berechnung der 
Schlüsselzuweisungen, der Zuweisungen nach Art. 7 (Kopfbeträge) und 9 BayFAG, der 
Investitionspauschalen nach Art. 12 BayFAG, der Zuweisungen nach Art. 15 BayFAG, der 
Krankenhausumlage nach Art. 10b Abs. 2 BayFAG sowie für die Ermittlung von 
Durchschnittszahlen je Einwohner für das Haushaltsjahr 2023 (Finanzausgleichsjahr) 
maßgebend. 
 
Altötting, 24. Juni 2022 
Landratsamt Altötting 
 
-------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
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Az. 22-15-L07-G1/22 
 
Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) und des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG); 
 
Vorhaben der Firma Wacker Chemie AG, Werk Burghausen: 
 
 L 07 – VAE-Anlage 

(1021) Errichtung und Betrieb Konti-Polymerisationslinie 
 

Bekanntmachung nach § 5 Abs. 2 UVPG 
 

Die Firma Wacker Chemie AG, Werk Burghausen, beabsichtigt, die Anlage zur Herstellung 
von wässrigen Polymerdispersionen (Anlage L 07 – VAE-Anlage) durch das Vorhaben 
(1021) – Errichtung und Betrieb Konti-Polymerisationslinie - wesentlich zu ändern. 
 
Für das Vorhaben wurde beim Landratsamt Altötting eine immissionsschutzrechtliche 
Genehmigung nach § 16 Abs. 1 und 2 BImSchG i. V. m. §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 der 
Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) und Nr. 4.1.8 des Anhangs 
1 zur 4. BImSchV beantragt. 
 
Im Vorfeld des Genehmigungsverfahrens wurde gemäß §§ 7, 9 UVPG i. V. m. Nr. 4.2 der 
Anlage 1 zum UVPG eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls vorgenommen. Die 
überschlägige Prüfung anhand der Kriterien nach § 7 Abs. 1 Satz 2 UVPG i. V. m. der 
Anlage 3 zum UVPG hat ergeben, dass das Vorhaben keine erhebliche nachteilige 
Auswirkungen auf die Umwelt haben kann, die zu berücksichtigen wären (§ 7 Abs. 1 Satz 3 
UVPG). Insbesondere ergeben sich durch den erweiterten Betrieb der Anlage L 07 der Firma 
Wacker Chemie AG keine erheblich nachteiligen Umweltauswirkungen hinsichtlich der 
Bereiche Luftreinhaltung, Lärmschutz, Abfallwirtschaft, Gewässerschutz und Naturschutz. 
Demnach ist die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens für das genannte Vorhaben nicht erforderlich. 
 
Diese Feststellung, die nicht selbständig anfechtbar ist (§ 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG), wird 
hiermit nach § 5 Abs. 2 UVPG bekannt gegeben. 
 
Der Bericht über diese allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls ist der Öffentlichkeit nach den 
Bestimmungen des Bayerischen Umweltinformationsgesetzes (BayUIG) zugänglich zu 
machen. Insbesondere kann er jeweils während der Dienststunden im Landratsamt Altötting, 
Bahnhofstraße 13 (Sparkassengebäude), Zimmer-Nr. S104 (1. Stock), 84503 Altötting, 
eingesehen werden. 
  
Hinweis: Um vorherige telefonische Terminvereinbarung (Tel. 08671/502-715) wird gebeten. 
 
 
Altötting, 28.06.2022 
Landratsamt Altötting 
 

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

 
Az. 22-15-E26-G1/22 

Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) und des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG); 
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Vorhaben der Firma Wacker Chemie AG, Werk Burghausen: 

 E 26 – Phenylharzanlage 

(1001) Ausbau MQ Harze, LP307, 307b, 307c 

 

Bekanntmachung nach § 5 Abs. 2 UVPG 

Die Firma Wacker Chemie AG, Werk Burghausen, beabsichtigt, die Anlage zur Herstellung 
von Silikonharzen mit Abfüllung und Lagerung (Anlage E 26 – Phenylharzanlage) durch das 
Vorhaben (1001) – Ausbau MQ Harze, LP307, 307b, 307c - wesentlich zu ändern. 
 
Für das Vorhaben wurde beim Landratsamt Altötting eine immissionsschutzrechtliche 
Genehmigung nach § 16 Abs. 1 und 2 BImSchG i. V. m. §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 der 
Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) und Nr. 4.1.8 des Anhangs 
1 zur 4. BImSchV beantragt. 
 
Im Vorfeld des Genehmigungsverfahrens wurde gemäß §§ 7, 9 UVPG i. V. m. Nr. 4.2 der 
Anlage 1 zum UVPG eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls vorgenommen. Die 
überschlägige Prüfung anhand der Kriterien nach § 7 Abs. 1 Satz 2 UVPG i. V. m. der 
Anlage 3 zum UVPG hat ergeben, dass das Vorhaben keine erhebliche nachteilige 
Auswirkungen auf die Umwelt haben kann, die zu berücksichtigen wären (§ 7 Abs. 1 Satz 3 
UVPG). Insbesondere ergeben sich durch den erweiterten Betrieb der Anlage E 26 der Firma 
Wacker Chemie AG keine erheblich nachteiligen Umweltauswirkungen hinsichtlich der 
Bereiche Luftreinhaltung, Lärmschutz, Abfallwirtschaft, Gewässerschutz und Naturschutz. 
Demnach ist die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens für das genannte Vorhaben nicht erforderlich. 
 
Diese Feststellung, die nicht selbständig anfechtbar ist (§ 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG), wird 
hiermit nach § 5 Abs. 2 UVPG bekannt gegeben. 
 
Der Bericht über diese allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls ist der Öffentlichkeit nach den 
Bestimmungen des Bayerischen Umweltinformationsgesetzes (BayUIG) zugänglich zu 
machen. Insbesondere kann er jeweils während der Dienststunden im Landratsamt Altötting, 
Bahnhofstraße 13 (Sparkassengebäude), Zimmer-Nr. S104 (1. Stock), 84503 Altötting, 
eingesehen werden. 
  
Hinweis: Um vorherige telefonische Terminvereinbarung (Tel. 08671/502-715) wird gebeten. 
 
Altötting, 28.06.2022 
Landratsamt Altötting 
 
 

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 

L a n d r a t s a m t A l t ö t t i n g 
Erwin Schneider 

Landrat 
 

----------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
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